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Stahlindustrie 
Die deutschen Stahlhersteller brauchen bessere 
Rahmenbedingungen, um die Transformation zur Klima-
neutralität erfolgreich bewältigen zu können.

   Seiten 6–7

Ungleich verteilt

Vermögen. Immobilien, Wertpapiere, Sparguthaben: Manche haben viel, manche weniger. Im europäischen 
Vergleich sind die Vermögen in Deutschland relativ ungleich verteilt, was unter anderem damit zusammenhängt, 
dass weniger als die Hälfte der Bundesbürger über Wohneigentum verfügt. Warum eine Vermögensteuer kaum für 
mehr Verteilungsgerechtigkeit in Deutschland sorgen würde, erklären die beiden IW-Experten Judith Niehues und 
Maximilian Stockhausen im iwd-Interview.      Seiten 2–5
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Entgeltfortzahlung
Die Beträge, die die Arbeitgeber für die Fortzahlung von 
Löhnen und Sozialbeiträgen im Krankheitsfall aufwen-
den müssen, steigen seit Jahren immer weiter an.

   Seite 13
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Wenn es um das Thema Wohl-
stand geht, steht die Verteilung der 
Vermögen in Deutschland regelmä-
ßig im Zentrum hitziger Debatten. Im 
April 2026 nahmen 81 Prozent der 
Bundesbürger die Vermögensvertei-
lung im Land als ungerecht wahr und 
sahen deshalb die Politik am Zug. 

Aber was zählt eigentlich alles 
zum Vermögen? Und ist es in 

Wer hat wie viel?
Vermögen. In Deutschland beträgt das durchschnittliche Vermögen der Haus-
halte mit rund 450.000 Euro mehr als in Frankreich, aber weniger als in Belgien 
oder Luxemburg. Im Vergleich zu den drei Nachbarstaaten ist das Vermögen in 
der Bundesrepublik allerdings ungleicher verteilt.

Deutschland tatsächlich besonders 
ungerecht verteilt? Neben Immobi- 
lien, Anleihen, Aktien, Fonds sowie 
Spar- und Sichtguthaben gehören 
auch Guthaben in privaten Renten-
versicherungen sowie Wertgegen-
stände und Fahrzeuge zum Brutto-
vermögen. Der Nettowert von 
Betriebsvermögen – immerhin rund 
jeder zwölfte Haushalt in Deutsch-

land verfügt über diese Art von 
Kapital – fließt ebenfalls mit in die 
Vermögensbilanz ein. Zieht man nun 
Hypotheken und Kredite von den 
Bruttovermögenswerten ab, erhält 
man das Nettovermögen.

Der Vergleich mit anderen 
EU-Staaten zeigt, dass Deutschland 
in puncto Haushaltsnettovermögen 
zwar nicht ganz vorne, aber doch auf 
den ersten Plätzen liegt (Grafik):

Im Jahr 2024 verfügten die 
Haushalte in der Bundesrepublik 
im Schnitt über gut 450.000 Euro, 
das reichte im Ranking der Euro- 
staaten für Platz sechs.

Angeführt wird die Vermögenslis-
te von Luxemburg mit einem Durch-
schnittsvermögen von knapp 1,5 Mil- 
lionen Euro. Auch das Medianvermö-
gen lag dort mit rund 750.000 Euro 
– die Hälfte aller Luxemburger Haus- 
halte verfügte also über ein höheres 
Nettovermögen – deutlich über dem 
Niveau der übrigen betrachteten 
Länder. Das Medianvermögen in 
Deutschland betrug gut 120.000 Euro 
und bewegte sich damit eher im 
unteren Mittelfeld der Eurostaaten. 

Anders als in vielen anderen 
EU-Ländern haben sich in Deutsch-
land jedoch die realen Medianvermö-
gen in den vergangenen 15 Jahren 
erfreulich entwickelt: Von 2011 bis 
2025 wuchs das Medianvermögen 
inflationsbereinigt um knapp 60 Pro- 
zent, lediglich Malta verzeichnete mit 
66 Prozent einen noch stärkeren 
realen Vermögensanstieg. Österreich 

Haushaltsvermögen: Große Spannen in der EU
So hoch war das private Haushaltsnettovermögen in diesen EU-Staaten 
im Jahr 2024, in Euro

Quellen: Europäische Zentralbank, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Median: Eine Häl�e der Haushalte hat ein niedrigeres, die andere ein höheres Vermögen
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Vermögensverteilung in der EU

Gini-Koe�izient der privaten Haushalts-
nettovermögen im europäischen Vergleich 
im Jahr 2024 

Gini-Koe�izient: Ein Wert von null bedeutet, dass alle Haushalte das gleiche Vermögen besitzen, ein steigender 
Gini-Koe�izient steht für eine zunehmend ungleiche Verteilung
Bulgarien, Dänemark, Kroatien, Niederlande, Polen, Rumänien, Schweden, Tschechien: Werte für 2022
Quellen: Europäische Zentralbank, UBS, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd  
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erzielte ein Plus von 48 Prozent, in 
Finnland und Frankreich stagnierten 
die Zahlen. Und in Griechenland 
sowie in Italien lagen die realen 
Vermögen zuletzt sogar merklich 
unter dem inflationsbereinigten 
Niveau von 2011.

So weit die absoluten Werte. Wie 
gleich oder ungleich die Vermögen 
innerhalb eines Landes verteilt sind, 
steht auf einem anderen Blatt. 
Aufschluss darüber gibt der Gini- 
Koeffizient, der den Grad der relati-
ven Ungleichheit der Vermögensver-
teilung misst. Bei einem Wert von 
null würden alle Haushalte in einem 
Land über das gleiche Vermögen 
verfügen, ein steigender Gini-Koeffi-
zient zeigt eine zunehmend unglei-
che Verteilung an. Der Indikator 
variiert innerhalb der EU-Staaten 
erheblich (Grafik):

In der Slowakei herrschte 
zuletzt mit einem Gini-Koeffizien-
ten von 55,5 die EU-weit geringste 
Vermögensungleichheit, in Schwe-
den war sie mit einem Wert von 
87,4 am höchsten.

Die Niederlande, Österreich, 
Tschechien und Deutschland zählten 
mit Werten zwischen 75 und 80 zu 
den Staaten mit einer vergleichswei-
se hohen Vermögensungleichheit. 
Auffällig hierbei ist, dass es sich mit 
Ausnahme Tschechiens um etablier-
te westeuropäische Wohlfahrtsstaa-
ten mit hohem Lebensstandard 
handelt. Eine mögliche Erklärung für 
die höhere Vermögensungleichheit 
in diesen Ländern ist, dass ein gut 
ausgebauter Sozialstaat typischer-
weise höhere Steuern und Sozialver-
sicherungsabgaben verlangt, die zur 
Finanzierung der sozialen Leistungen 
erforderlich sind, und sich dadurch 
sowohl die Notwendigkeit als auch 
der finanzielle Spielraum der Haus-
halte für den Aufbau privater Vermö-
gen reduziert. Gleichzeitig fließen 
Ansprüche gegenüber den gesetz- 
lichen Sozialversicherungssystemen 

nicht in die konventionelle Vermö-
gensmessung ein, sodass die Un-
gleichheit überschätzt wird. Eine 
erhöhte Vermögensungleichheit 
muss also nicht automatisch ein 
Gerechtigkeitsdefizit bedeuten.

Innerhalb der EU variiert nicht 
nur die Verteilung der Vermögen, 
sondern auch deren Zusammenset-
zung. Zwar sind Immobilienvermö-
gen in allen Staaten der Eurozone die 
bedeutendste Komponente des 
Bruttovermögens der Haushalte, 
doch auf Malta, in der Slowakei und 
in Lettland kommt ihnen mit jeweils 
rund 70 Prozent eine besonders 
große Bedeutung zu. In Österreich 
machen Immobilien 55 Prozent des 
Bruttovermögens aus, in Deutsch-
land 58 Prozent. Ein Abgleich dieser 
Werte mit den Gini-Koeffizienten der 
genannten Länder legt den Schluss 
nahe, dass eine höhere Wohneigen-
tumsquote tendenziell mit einer 

geringeren Vermögensungleichheit 
einhergeht.

Um die vergleichsweise hohe Un- 
gleichheit in Deutschland zu reduzie-
ren, sollte die Politik den Vermögens- 
aufbau in den unteren und mittleren 
Vermögensgruppen stärken. Neben 
guten Rahmenbedingungen für ein 
nachhaltiges Wirtschaftswachstum, 
das breite Einkommenszuwächse 
ermöglicht und Spielraum fürs 
Sparen schafft, wären auch niedrige-
re Erwerbsnebenkosten beim Kauf 
einer selbst genutzten Immobilie 
förderlich – schließlich trägt insbe-
sondere der seltene Besitz von 
Wohneigentum in den unteren 
Vermögensgruppen wesentlich zur 
Vermögensungleichheit bei.

Gutachten
Martin Beznoska, Judith Niehus, Maximilian 
Stockhausen: Die Vermögensverteilung in 
Deutschland und Europa
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Interview. In Deutschland sind die Vermögen im Vergleich zu anderen 
EU-Staaten relativ ungleich verteilt. Warum es trotzdem erstrebenswerter 
sein kann, in der Bundesrepublik zu leben als in einem Land, wo die Haus-
haltsnettovermögen näher beieinanderliegen, erläutern die beiden Vertei-
lungsexperten im IW, Judith Niehues und Maximilian Stockhausen.

„Viele nehmen die Vermögensverteilung 
als ungerechter wahr, als sie ist“

Die Menschen in Deutschland 
finden, dass das Vermögen unge-
recht verteilt ist. Und die Zahlen 
geben ihnen Recht: Nur in vier 
anderen EU-Ländern fällt die 
Vermögensverteilung noch unglei-
cher aus.

Niehues: Es ist richtig, dass die 
Vermögensungleichheit in Deutsch-
land im europäischen Vergleich eher 
hoch ausfällt. Das liegt daran, dass 
insbesondere die Bevölkerung in der 
unteren Hälfte der Vermögensvertei-
lung vergleichsweise wenig Vermö-
gen hat. 

Deutschland steht damit aber 
nicht alleine da:  Es kennzeichnet 
viele Wohlfahrtsstaaten, dass die 
Vermögensungleichheit dort eher 
hoch ausfällt, wo die sozialstaatliche 
Absicherung ebenfalls sehr stark 
ausgeprägt ist. Denn wenn der Staat 
soziale Risiken absichert, besteht 
weniger Notwendigkeit oder Anreiz, 
sich privat abzusichern. Gleichzeitig 
muss ein solcher Sozialstaat durch 
Steuern und Abgaben finanziert 
werden – dadurch fehlen insbeson-
dere der Mittelschicht Mittel, um 
Privatvermögen aufzubauen.

Die sozialstaatliche Absiche-
rung wird also in der Beurteilung 
von Vermögen nicht erfasst?

Stockhausen: Genau, in den 
Haushaltsbefragungsdaten spielen 
die Ansprüche gegenüber sozial-
staatlichen Sicherungssystemen wie 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
keine Rolle. Das heißt, wo der 
Sozialstaat besonders groß ist, 
werden die Effekte durch die soziale 
Absicherung besonders unterschätzt 
und die Ungleichheit überschätzt.

In Deutschland hat sich die 
Ungleichheit zuletzt etwas verrin-
gert. 2019 landete die Bundesrepu-
blik auf dem vierten Platz der EU- 
Länder mit der höchsten Vermö-
gensungleichheit, 2024 auf Platz 
fünf. Was hat dazu beigetragen?

Niehues: Wir beobachten in 
Deutschland seit der Finanzkrise in 
der Gesamtschau eine leicht rückläu-
fige Entwicklung der Vermögenskon-
zentration. Ein Grund ist, dass 
insbesondere in den 2010er Jahren 
viele Menschen eine positive Realein-
kommensentwicklung hatten. Es gab 
also mehr Einkommensspielraum, 
um Vermögen aufzubauen. Gleichzei-

tig bestand aufgrund der damaligen 
niedrigen Zinsen die Möglichkeit, 
Schulden zu reduzieren. In dieser 
Zeit fielen die relativen Vermögens-
zuwächse in der unteren Hälfte 
höher aus als in der oberen.

Warum bekommen die Men-
schen es in Deutschland nicht mit, 
dass die Vermögensverteilung 
weniger ungleich geworden ist?

Stockhausen: Das liegt zum 
einen daran, dass wir aufgrund der 
zeitlich verzögerten Verfügbarkeit 
von belastbaren Daten mit unseren 
Analysen der aktuellen Entwicklung 
und dem Empfinden der Menschen 
wie jetzt in einer Phase des wirt-
schaftlichen Abschwungs immer 
hinterherlaufen. Hinzu kommt, dass 
der öffentliche Diskurs stark von 
politischen Interessen beeinflusst 
wird, oftmals verbunden mit dem 
Wunsch einer stärker umverteilen-
den Politik. Dabei werden negative 
Entwicklungen stärker hervorgeho-
ben als positive.

Niehues: Die Forschung zur 
Vermögensverteilung hat in den 
vergangenen Jahren außerdem 
einen starken Fokus auf den berech-
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tigten Punkt gelegt, dass sehr hohe 
Vermögen in den Befragungsdaten 
nicht abgebildet sind. Viele For-
schungsprojekte haben sich deshalb 
mit der Frage beschäftigt, wie sich 
diese Vermögen berücksichtigen 
lassen. Bezieht man sehr hohe 
Vermögen ein, fällt die Verteilung im 
Vergleich zu den Daten ohne diese 
Vermögen ungleicher aus. In der 
Folge gab es viele Meldungen, dass 
die Verteilung noch ungleicher, die 
Reichen noch reicher sind als 
gedacht. Wenn sich die Berichterstat-
tung sehr stark darauf fokussiert, 
prägt das auch die Wahrnehmung 
der Menschen, die dann vielleicht 
auch die Vermögensverteilung als 
ungerechter wahrnehmen, als sie 
eigentlich verlaufen ist.

Immobilien sind laut Ihrer 
Analyse eine entscheidende 
Determinante der Vermögensver-
teilung: Je mehr Menschen in 
einem Land eine eigene Wohnung 
oder ein eigenes Haus besitzen, 
desto geringer ist die Vermögens-
ungleichheit. Für Schweden, wo 
mehr Menschen im Eigenheim 
leben als in Deutschland, gilt das 

allerdings nicht. Warum ist die 
Ungleichheit dort so hoch?

Niehues: Mit 65 Prozent gehört 
Schweden nicht zu den Ländern mit 
der höchsten Wohneigentumsquote. 
Gerade in Ost- und Südeuropa gibt es 
viele Länder, wo die Eigentumsquote 
mehr als 80 oder 90 Prozent beträgt, 
also eine große Mehrheit der Haus-
halte Wohneigentum besitzt. Schwe-
den hat demnach im Vergleich 
immer noch eine eher geringe 
Eigentumsquote, dafür jedoch eine 
hohe sozialstaatliche Absicherung, 
mit den eingangs erwähnten Folgen 
für die Vermögensverteilung.  

Würde eine Vermögensteuer für 
mehr Gerechtigkeit sorgen?

Stockhausen: Aus finanzwissen-
schaftlicher Sicht herrscht Einigkeit 
darüber, dass sie keine besonders 
effiziente Art der Besteuerung ist und 
zudem in die Substanz von Unter-
nehmen eingreifen könnte. 

Niehues: Selbst wenn man relativ 
umfangreiche Vermögensteuern 
simuliert, sieht man, dass sie auf den 
Gini-Koeffizienten nur einen sehr 
geringen Effekt haben. Deutschland 
würde also auch mit einer hohen 

Vermögensteuer ein Land mit einer 
eher ungleichen Vermögensvertei-
lung bleiben. 

Die niedrigste Vermögensun-
gleichheit in der EU weisen Malta 
und die Slowakei auf. Das sind sehr 
unterschiedliche Länder …

Stockhausen: Auch in Luxemburg 
ist sie eher niedrig. Aber Luxemburg 
und Malta sind spezielle Staaten, die 
man aufgrund der dortigen Steuer-
politik kritisch beäugen kann. Anders 
ist es in den osteuropäischen Staa-
ten. Nach dem Ende des Kalten 
Kriegs und mit dem Fall des Eisernen 
Vorhangs wurde dort viel in privates 
Eigentum überführt. Das wirkt nach, 
die sehr hohen Wohneigentumsquo-
ten dort sind ein ganz wesentlicher 
Faktor für die vergleichsweise 
niedrige Vermögensungleichheit in 
diesen Staaten. Aber mit Blick auf die 
politische Stabilität, die Kaufkraft 
und das allgemeine Wohlstands- 
niveau ist es sicherlich zu bevorzu-
gen, hier in Deutschland zur unteren 
Mitte zu gehören als zur oberen Mitte 
beispielsweise in der Slowakei, auch 
wenn dort die Vermögensungleich-
heit geringer ist. 
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Die deutsche Stahlindustrie steht unter gewaltigem 
Druck: 2025 lag die Rohstahlproduktion mit 34,1 Millio-
nen Tonnen das vierte Jahr in Folge unterhalb von 40 Mil- 
lionen Tonnen. Damit rutschte die Auslastung der 
Hüttenwerke in der Bundesrepublik zuletzt erstmals 
unter die kritische Marke von 70 Prozent.

Der Rückgang hat mehrere Ursachen: Sowohl im In- 
als auch im Ausland ist die Nachfrage schwach, während 
es gleichzeitig weltweit enorme Überkapazitäten gibt, 
die auf die Preise und Margen drücken. Befördert wird 
dies nicht zuletzt durch Peking: Die chinesische Stahl- 
industrie – mit einer Produktion von rund einer Milliarde 
Tonnen Rohstahl im Jahr mit weitem Abstand weltweit 
führend – erhält massive staatliche Unterstützung. Im 
Median kamen die chinesischen Stahlproduzenten 2024 
in den Genuss von rund 15-mal so hohen Subventionen 
wie die entsprechenden Unternehmen in den OECD-Staa-
ten. Hinzu kommt eine aktive Währungsmanipulation, 
die chinesische Exporte künstlich verbilligt.

Während die Lage für die deutschen Stahlhersteller 
also alles andere als rosig ist, findet gleichzeitig eine 
globale Transformation statt. Um CO2-neutral zu werden, 
müssen die deutschen Stahlunternehmen große Investi-
tionen in emissionsarme Anlagen tätigen. Dabei spielt 
auch der Preis für CO2-Zertifikate im Rahmen des europä-
ischen Emissionshandels eine entscheidende Rolle: Er 
muss einerseits hoch genug sein, damit sich kapitalinten-
sive Investitionen in klimafreundliche Verfahren zur 
Stahlproduktion überhaupt lohnen. Andererseits darf er 

Herausfordernde Zeiten

Stahlindustrie. Die deutschen Stahlhersteller stehen aktuell vor vielen Hürden: 
globale Überkapazitäten, unfaire Wettbewerbsbedingungen, schleppende Nach-
frage und die Notwendigkeit, klimaneutral zu werden. Für die Transformation 
fehlt es der eng mit anderen heimischen Branchen verflochtenen Industrie zudem 
an wichtigen regulatorischen Rahmenbedingungen.

Deutsche Stahlindustrie: 
Wichtiger Vorleistungslieferant

Metallerzeugnisse

Kra�wagen und -teile

Maschinen

Elektrische Ausrüstungen

Bauinstallationen

Vorleistungsgüter von Stahlproduzenten: Roheisen, Stahl und halbfertige Stahlerzeugnisse
Quelle: Statistisches Bundesamt
© 2026 IW Medien / iwd  

Für so viele Millionen Euro lieferten deutsche Stahlproduzen-
ten im Jahr 2023 Vorleistungsgüter an heimische Hersteller 
dieser Gütergruppen

Zum Vergleich: Durchschnitt der Vorleistungsgüterlieferungen
der übrigen energieintensiven Branchen (z. B. chemische
Erzeugnisse, Glas, Papier, Mineralöl)

9.740
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aber auch die bestehenden konventionellen Anlagen 
nicht so stark unter Druck setzen, dass sie schließen 
müssen, bevor eine Umstellung überhaupt möglich ist. 
Die alten Anlagen müssen also rentabel weiterlaufen, um 
die Finanzierung klimafreundlicher neuer Anlagen 
stemmen zu können.

Erschwerend hinzu kommt, dass es in der Stahlindus-
trie vielfach an klimafreundlichen Alternativen mangelt. 
Wasserstoff steht in Deutschland bislang weder in der 
nötigen Größenordnung noch zu wettbewerbsfähigen 
Preisen zur Verfügung. Auch die Technologien zur 
Abscheidung und zum Transport von CO2 sind noch nicht 
in der notwendigen Breite etabliert. Das hat Folgen: 
Weltweit kommt annähernd die Hälfte der angekündig-
ten Green-Steel-Projekte nicht über die Planungsphase 
hinaus.

Es gibt gute Gründe, all diese Herausforderungen 
anzugehen, damit die heimische Stahlproduktion die 
Transformation bewältigen kann:

	y Rund 605.000 Arbeitsplätze hängen in Deutschland 
unmittelbar von der Stahlindustrie ab, entlang der 
gesamten Wertschöpfungskette sind rund 5,5 Millionen 
heimische Arbeitsplätze mit ihr verbunden.

	y Für die sicherheitspolitischen Ziele Deutschlands ist 
eine heimische Stahlproduktion zentral, zumal einmal 
stillgelegte Anlagen nicht kurzfristig ersetzt werden 
können.

	y In Zeiten unsicherer Lieferketten und unberechenbarer 
Geopolitik liefert eine lokale Produktion Verlässlichkeit 
und Qualität. 

	y Die deutsche Stahlindustrie ist mit vielen Branchen 
enger verflochten als andere energieintensive Industrie-
zweige (Grafik Seite 6):

Die heimischen Stahlunternehmen lieferten im 
Jahr 2023 wertmäßig mehr Vorprodukte an die 
deutschen Hersteller von Metallerzeugnissen, die 
Automobilindustrie und die Hersteller von Maschinen 
als der Durchschnitt der übrigen energieintensiven 
Branchen.

Insgesamt fertigte die Stahlindustrie in Deutschland 
im Jahr 2023 Vorleistungsprodukte im Wert von mehr als 
80 Milliarden Euro. Mehr als die Hälfte der Produktion 
geht ins Ausland: Im Jahr 2024 führten die heimischen 
Stahlunternehmen fast 21 Millionen Tonnen Rohstahl 
aus, damit landet die Bundesrepublik auf Platz vier der 
weltweit größten Stahlexporteure. Das Gros der Export-
lieferungen geht in die EU (Grafik):

Im Jahr 2023 verkauften die deutschen Stahlher-
steller Vorleistungsprodukte für nahezu 22,5 Milliar-
den Euro in andere EU-Staaten, die Exporte in Dritt-
staaten beliefen sich auf rund 8 Milliarden Euro.

Damit die deutschen Stahlhersteller den Weg zur 
Klimaneutralität mitgehen können, sollten die zur 
Verfügung stehenden Mittel – zum Beispiel aus dem 
Klima- und Transformationsfonds – auch konsequent für 
die Industrietransformation genutzt werden. Außerdem 
braucht es einen besseren Marktschutz vor unfairen 
Wettbewerbsverzerrungen aus Drittstaaten wie China 
und eine Weiterentwicklung des CO2-Grenzausgleichs- 
systems, dem Klimaschutzinstrument der EU. Es soll 
dafür sorgen, dass für Importwaren die gleichen Emis- 
sionspreise anfallen wie für Produkte, die innerhalb der 
EU hergestellt werden.

Deutscher Stahl: 
Das Gros der Exporte geht in die EU

Exporte in die EU Exporte in Drittländer

Vorleistungsgüter von Stahlproduzenten: Roheisen, Stahl und halbfertige Stahlerzeugnisse

Quelle: Statistisches Bundesamt
© 2026 IW Medien / iwd  

Für so viele Millionen Euro exportierten deutsche Stahlprodu-
zenten im Jahr 2023 Vorleistungsgüter in andere EU-Staaten 
beziehungsweise in Drittländer

Zum Vergleich: Durchschnitt der Vorleistungsgüterlieferungen
der übrigen energieintensiven Branchen (z. B. chemische
Erzeugnisse, Glas, Papier, Mineralöl)

 8.21422.474

12.60817.122

IW-Kurzbericht 52/2026
Michael Hüther, Malte Küper, Simon Gerards Iglesias:  
Industrietransformation im laufenden Betrieb
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Politiker und Ökonomen diskutie-
ren immer wieder darüber, wie 
attraktiv der Standort Deutschland 
für Investoren noch ist. Ein positives 
Signal geben nun Daten aus der 
Bundesbank-Statistik zu den Direkt-
investitionen, die das IW ausgewertet 
hat. Der Befund (Grafik):

Im Jahr 2025 haben ausländi-
sche Unternehmen in Deutschland 
gut 86 Milliarden Euro investiert – 
ein Anstieg um mehr als 50 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr.

Wieder aufwärts
Direktinvestitionen. Nach einem starken Rückgang im Jahr 2024 ist 2025 wieder 
deutlich mehr ausländisches Unternehmenskapital nach Deutschland geflossen. Vor 
allem Firmen aus dem Vereinigten Königreich haben mehr am Standort D investiert, 
während die Direktinvestitionen aus den USA rückläufig waren.

Die Zahlen für 2024 wiesen noch 
einen Rückgang gegenüber dem 
Vorjahr um fast 32 Prozent aus. 
Allerdings schwanken die Direkt- 
investitionszuflüsse von Jahr zu Jahr 
stark. Einzelne große Transaktionen 
können die Werte verzerren und es 
passiert oft, dass die Zahlen im 
Nachhinein noch nach oben oder 
unten korrigiert werden. Doch auch 
wenn man den aktuellen Zustrom 
von unternehmerischem Kapital mit 
dem Median der Jahre 2015 bis 2024 

vergleicht, ergibt sich ein Plus von 
fast 11 Prozent.

Auffällig ist die Verschiebung bei 
den Herkunftsländern: Besonders 
stark zugenommen haben die 
Unternehmenskapitalzuflüsse von 
den britischen Inseln:

Mit gut 26 Milliarden Euro im 
Jahr 2025 übertrafen die Direkt- 
investitionen aus dem Vereinigten 
Königreich den Vorjahreswert um 
annähernd 300 Prozent.

Auch das Engagement chinesi-
scher Unternehmen legte mit plus 
51 Prozent kräftig zu – absolut 
gesehen war das hier neu angelegte 
Kapital mit weniger als 200 Millionen 
Euro allerdings vergleichsweise 
unbedeutend.

Ganz anders entwickelten sich die 
unternehmerischen Investitionen 
aus den USA. Diese beliefen sich im 
vergangenen Jahr in Deutschland 
nur noch auf knapp 12 Milliarden 
Euro – 44 Prozent weniger als 2024.

Einen leichten Rückgang gab es 
auch bei den Direktinvestitionen aus 
den übrigen EU-Ländern. Dennoch 
machten die von dort zugeflossenen 
Mittel gut 50 Prozent des gesamten 
Zustroms aus. Zusammen mit dem 
Kapital, das britische Firmen in 
Deutschland anlegten, entfielen 
mehr als 80 Prozent aller Direktinves-
titionen hierzulande auf die europä- 
ischen Partnerstaaten.

Deutschland zieht mehr ausländisches Kapital an  
Zufluss ausländischer Direktinvestitionen nach Deutschland
im Jahr 2025 in Millionen Euro   

Veränderung gegenüber 2024 in Prozent

Darunter aus:

Vereinigtes
Königreich

China

Saudi-
Arabien

Chile

EU-27

USA

Quellen: Deutsche Bundesbank, Institut der deutschen Wirtscha�  
© 2026 IW Medien / iwd

26.365

199

1.088

2.836

43.122

11.763

50

284

51

43

41

–3

–44

Insgesamt 86.145



10. September 2026  / #19 / Seite 9Öffentlicher DienstÖffentlicher Dienst

631.000 – so viele Beschäftigte 
fehlen im öffentlichen Dienst, hat vor 
Kurzem der Deutsche Beamtenbund 
verlauten lassen. Unter anderem in 
den Kommunalverwaltungen sowie 
in Schulen und Kindertagesstätten 
sei der Mangel besonders groß. Der 
demografische Wandel drohe die 
Situation weiter zu verschärfen.

Die Wahrscheinlichkeit, dass sich 
das Problem von selbst löst, indem 
der Staat den Vorschriftendschungel 
so weit lichtet, dass weniger Be-
schäftigte benötigt werden, ist eher 
gering. Zusätzliche Neueinstellungen 
durch höhere Vergütungen – so es 
überhaupt ausreichend potenzielle 
Mitarbeiter gäbe –, wären für den 
Fiskus allerdings teuer.

Somit bleibt die Option, an der 
Arbeitszeitschraube zu drehen. Denn 
je nach Region hat ein mehr oder 
weniger großer Anteil der beim Staat 
Beschäftigten nur eine Teilzeitstelle. 
Diese aufzustocken, hätte einen 
erheblichen Effekt (Grafik):

Im Schnitt aller Bundesländer 
könnte das Arbeitsvolumen auf 
Landes- und kommunaler Ebene 
um fast 16 Prozent wachsen, wenn 
alle Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst in Vollzeit tätig wären.

Summiert man den möglichen 
Arbeitszeitzuwachs bei Bund, 
Ländern und Kommunen, ergeben 
sich rechnerisch zusätzliche 634.000 
Vollzeitstellen – fast exakt der vom 
Beamtenbund bezifferte Bedarf. Eine 
vorsichtigere Rechnung nimmt 

Mehr Vollzeit – weniger Mangel
Öffentlicher Dienst. Der jüngst wieder beklagte Personalmangel bei Bund, Ländern 
und Kommunen ließe sich deutlich abmildern, wenn mehr Teilzeitbeschäftigte im 
öffentlichen Dienst ihr Arbeitspensum auf eine Vollzeitstelle aufstocken würden.

Sachsen-Anhalt, das Land mit der 
höchsten durchschnittlichen Arbeits-
zeit im öffentlichen Dienst, zum 
Maßstab. Würde das dortige Pensum 
auch überall sonst in der Republik 
geleistet, wären 294.000 zusätzliche 
Vollzeitäquivalente drin.

Offen bleibt aber, ob das Poten- 
zial zur Aufstockung der Arbeitszeit 
genau in jenen Bereichen vorhanden 
wäre, in denen das meiste Personal 
fehlt. Zudem bräuchte es neben dem 

Gehalt weitere Anreize für die 
Beschäftigten, länger zu arbeiten. 
Einer wäre eine verbesserte Kinder-
betreuung, die stärkere Befristung 
von Teilzeit im öffentlichen Dienst 
ein anderer. Letztere würde aller-
dings die Attraktivität des Staats als 
Arbeitgeber schwächen.

Ö�entlicher Dienst hat noch Arbeitszeitpotenzial
Um so viel Prozent könnte das Arbeitsvolumen im ö�entlichen Dienst zunehmen, 
wenn alle Beschä�igten Vollzeit arbeiten würden

Quellen: Statistisches Bundesamt, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd
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Baden-Württemberg
Bayern
Rheinland-Pfalz
Niedersachsen
Schleswig-Holstein
Durchschnitt Bundesländer
Hessen
Hamburg
Nordrhein-Westfalen
Bremen
Saarland
Berlin
Sachsen
Brandenburg
Thüringen
Mecklenburg-Vorpommern
Sachsen-Anhalt
Bund

21,1
20,8

19,3
16,6
16,5

15,9
15,7

14,5
14,4

13,7
12,0

10,6
10,3
9,5

8,6
8,2

7,7
3,9

Landesebene Kommunale Ebene Insgesamt

IW-Kurzbericht 58/2026
Björn Kauder: Öffentlicher Dienst – Potenziale  
durch mehr Vollzeit
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Nach nur drei Jahren wählen die 
Berliner am 20. September ein neues 
Abgeordnetenhaus. Das liegt daran, 
dass die Wahl 2023 außerplanmäßig 
stattfand – als Wiederholung des 
Termins von 2021, bei dem es große 
organisatorische Pannen gab. 

Mit der anstehenden Wahl kehrt 
Berlin in den regulären Fünfjahres-
rhythmus zurück. Zuletzt regierte 
dort ein Bündnis aus CDU und SPD 
unter der Führung von Bürgermeister 
Kai Wegner (CDU). Er tritt allerdings 
nicht erneut an, stattdessen setzt 
seine Partei auf den aktuellen 

Hauptstadt im Aufwind
Berlin. Am 20. September wählen die Berliner ein neues Abgeordnetenhaus. Politisch 
ist in der Bundeshauptstadt vieles offen, wirtschaftlich entwickelt sie sich stark.

Finanzsenator Stefan Evers als 
Spitzenkandidat. Ob er Wegner 
beerben kann, ist offen – die CDU 
liefert sich mit der Linken und der 
AfD einen Dreikampf um den Wahl-
sieg, aktuelle Prognosen sehen die 
Linke dabei knapp vorne.

Die Grünen und die SPD dürften 
ebenfalls bei der Regierungsbildung 
mitmischen, zwischen dem ersten 
und dem fünften Platz liegen in den 
Umfragen nur 4 bis 7 Prozentpunkte. 
Da die demokratischen Parteien eine 
Zusammenarbeit mit der AfD aus-
schließen, ist es am wahrscheinlichs-

ten, dass Grüne und SPD entweder 
mit der CDU oder mit der Linken eine 
Koalition bilden werden.

Ihre Stimmen erhalten die 
Parteien von rund 2,5 Millionen 
wahlberechtigten Berlinerinnen und 
Berlinern, zu denen erstmals auch 
16- und 17-Jährige zählen. Diese 
machen rund drei Viertel der 63.500 
Erstwähler in der Hauptstadt aus.

Grundsätzlich dürften die Wähler 
dabei kaum Grund zur Beschwerde 
haben – jedenfalls mit Blick auf die 
reinen Wirtschaftsdaten. Schließlich 
hat sich die Bundeshauptstadt längst 
vom Bremsklotz zum Wachstumstrei-
ber gemausert (Grafik):

In den vergangenen 15 Jahren 
nahm das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) in Berlin real um 41 Prozent 
zu, im gesamtdeutschen Schnitt 
waren es 17 Prozent. 

Drückte Berlin im Jahr 2010 noch 
als einzige EU-Hauptstadtregion die 
Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung seines 
Staates nach unten, hat es nun einen 
positiven Einfluss darauf – mittler-
weile liegt das BIP je Einwohner in 
der Hauptstadt um gut 5.500 Euro 
über dem von Deutschland. Die Zahl 
der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten wuchs seit 2010 
zudem um fast die Hälfte und damit 
doppelt so stark wie im gesamten 
Bundesdurchschnitt. Im Städteran-
king der IW Consult zählt Berlin 
damit seit Jahren zu den Orten in 
Deutschland, die sich am dyna-
mischsten entwickeln.

Berlin in Zahlen

Bruttoinlandsprodukt
je Einwohner in Euro 

Arbeitslosenquote in Prozent

Bruttoinlandsprodukt –
reale Veränderung gegenüber 
2010 in Prozent

Zahl der sozialversicherungspflichtig 
Beschä�igten – Veränderung 
gegenüber 2010 in Prozent

Glasfaserversorgung der privaten 
Haushalte mit mindestens 1.000 
Megabit pro Sekunde in Prozent   

Berlin

59.079

49,2

41,3

Deutschland

53.516

24,7

10,3 6,3

17,0

52,8 48,9

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Bundesnetzagentur, Volkswirtscha�liche Gesamtrechnungen der Länder  
© 2026 IW Medien / iwd

2026
WAHL

im Jahr 2025
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In den jüngsten Umfragen liegt 
die AfD in dem knapp 1,6 Millionen 
Einwohner zählenden Bundesland 
zwar mit rund 35 Prozent vorn – im 
Vergleich zu Sachsen-Anhalt, wo die 
Partei am 6. September fast 44 Pro- 
zent holte, sind ihre Chancen auf 
eine absolute Mehrheit jedoch 
geringer. Die amtierende Ministerprä-
sidentin Manuela Schwesig wieder-
um hofft, dass ihre Partei, die SPD, 
mehr als die derzeit prognostizierten 
32 Prozent einfährt. Um weiterregie-
ren zu können, wird sie wohl den-
noch neben den Linken auf weitere 
Koalitionspartner angewiesen sein –
wobei die Grünen aktuell um ihren 
Einzug in den Landtag bangen 
müssen.

Die künftige Regierung wird in 
jedem Fall vor der Herausforderung 
stehen, das Land wirtschaftlich nach 
vorn zu bringen (Grafik):

Das Bruttoinlandsprodukt je 
Einwohner betrug in Mecklenburg- 
Vorpommern 2025 nur knapp 
40.500 Euro – und lag damit fast 
ein Viertel unter dem bundeswei-
ten Durchschnitt.

Zudem wirkt sich der demografi-
sche Wandel auf das Arbeitskräfte- 
angebot aus. So sank die Arbeits- 
losenquote von 2010 bis 2025 um 
rund 5 Prozentpunkte, zugleich war 
die Beschäftigungsdynamik in 
diesem Zeitraum gering. Viele 
Branchen – wie etwa der Gesund-
heitssektor – kämpfen mit einem 
Fachkräftemangel.

Kontinuität oder Kurswechsel?
Mecklenburg-Vorpommern. Am 20. September wählen die Bürger des nordöstlichen Bundes-
lands einen neuen Landtag. Das Ergebnis entscheidet darüber, ob Ministerpräsidentin Manuela 
Schwesig im Amt bleiben kann oder ein radikaler Schwenk nach rechtsaußen bevorsteht.

Diesen sieht die AfD zwar auch, 
setzt aber trotzdem im Falle einer 
Regierungsübernahme auf eine 
zuwanderungsfeindliche Politik. Wie 
diese isolationistische und arbeits-
marktpolitisch widersinnige Haltung 
mit dem Versprechen zusammenge-
hen soll, Investoren anzuziehen und 
die Wirtschaft nach vorn zu bringen, 
lässt die Rechtsaußen-Partei offen. 
Die SPD betont in ihrem Wahlpro-
gramm dagegen die Bedeutung einer 
offenen Gesellschaft und will an der 
Gewinnung auch internationaler 
Fachkräfte festhalten.

Kontinuität versprechen die 
Sozialdemokraten auch in der 
Energiepolitik. Sie wollen den Kurs in 
Richtung klimafreundliche Energie-
quellen fortführen – das Land ist hier 
bereits sehr „grün“:

Im Jahr 2023 stammten fast 
88 Prozent des in Mecklenburg–
Vorpommern erzeugten Stroms 
aus erneuerbaren Quellen, davon 
69 Prozent aus Windenergie.

Die AfD fordert dagegen einen 
radikalen Kurswechsel – weg von der 
Windkraft hin zu russischem Gas und 
zurück zur Kernenergie.

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Bundesnetzagentur, Volkswirtscha�liche Gesamtrechnungen der Länder
© 2026 IW Medien / iwd

Mecklenburg-Vorpommern in Zahlen

Bruttoinlandsprodukt
je Einwohner 2025 in Euro

Bruttoinlandsprodukt ‒ reale 
Veränderung gegenüber 2010
in Prozent

Arbeitslosenquote in Prozent

 Mecklenburg-
Vorpommern

40.495

8,0

14,8

Deutschland

Glasfaserversorgung der privaten 
Haushalte mit mindestens 1.000 
Megabit pro Sekunde in Prozent 

53.516

24,7

17,0

8,0 6,3

49,4 48,9

2026
WAHL

Zahl der sozialversicherungspflich-
tig Beschä�igten ‒ Veränderung 
gegenüber 2010 in Prozent

im Jahr 2025
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Zunächst die erfreuliche Nach-
richt: In den ostdeutschen Flächen-
ländern hat sich die Wirtschaft in den 
vergangenen zehn Jahren deutlich 
positiver entwickelt als im Rest des 
Landes. Im Zeitraum von 2015 bis 
2019 stieg das reale Bruttoinlands- 
produkt (BIP) dort pro Jahr im 
Schnitt um 2 Prozent. Die westdeut-
schen Bundesländer kamen nur auf 
einen Wert von 1,7 Prozent. 

Auch die wirtschaftlichen Heraus-
forderungen infolge der Coronapan-
demie und des russischen Angriffs-
kriegs gegen die Ukraine konnte der 
Osten besser bewältigen. Zwischen 
2020 und 2025 wuchs das preisberei-
nigte BIP jährlich um durchschnitt-

Hilfe gegen Engpässe
Ostdeutschland. Der demografische Wandel trifft die ostdeutschen Flächenländer besonders stark.  
Ausländische Fachkräfte wirken der Renteneintrittswelle deutscher Staatsbürger entgegen. Allerdings  
arbeiten im Vergleich zu Westdeutschland immer noch wenige internationale Beschäftigte im Osten.

lich 0,4 Prozent – während es in 
Westdeutschland stagnierte.

Dies spiegelt sich aber nicht auf 
dem Arbeitsmarkt wider:

Im Jahresdurchschnitt 
2024/2025 lag die Zahl der qualifi-
zierten sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten in den ostdeut-
schen Flächenländern nur um 
3 Prozent höher als 2014/2015. In 
Westdeutschland waren es dage-
gen fast 15 Prozent mehr.

Das liegt in erster Linie daran, 
dass der demografische Wandel in 
den ostdeutschen Bundesländern 
stärker ins Gewicht fällt. Die Beschäf-
tigungsentwicklung wäre dabei ohne 
ausländische Fachkräfte – vor allem 

aus Drittstaaten – noch deutlich 
schwächer (Grafik):

Seit 2019 sinkt die Zahl der 
deutschen Fachkräfte in Ost-
deutschland durchgängig, die der 
EU-Bürger und Drittstaatler legt 
dagegen jährlich zu.

Ohne ausländische Fachkräfte 
wäre die Zahl der qualifizierten 
sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten im Zeitraum seit 2014 um 
191.000 niedriger ausgefallen. 
Allerdings ist der Anteil zugewander-
ter Fachkräfte in den ostdeutschen 
Flächenländern im bundesweiten 
Vergleich weiterhin niedrig. 

Hinzu kommt: Die internationalen 
Fachkräfte arbeiten im Osten oft in 
Berufen mit ausgeprägtem Fachkräf-
temangel. Dazu zählen Berufskraft-
fahrer, Ärzte, Pfleger und Gastrono-
miepersonal. Fast 160.000 Ausländer 
sind hier tätig.

Angesichts des demografischen 
Wandels und der schon bestehenden 
Fachkräftelücken sollten die ostdeut-
schen Flächenländer ein großes 
Interesse daran haben, mehr auslän-
dische Arbeitskräfte zu sich zu holen. 
Dafür braucht es aber einfachere 
Einwanderungs- und Anerkennungs-
verfahren, Angebote auf dem 
Wohnungsmarkt sowie ein offenes 
politisches Klima.

Ostdeutschland: Ohne ausländische
Beschäftigte geht’s nicht mehr   

Deutsche EU-Bürger Drittstaaten-Angehörige Insgesamt

Veränderung der Zahl der qualifizierten sozialversicherungspflichtig Beschä�igten 
in den ostdeutschen Flächenländern gegenüber dem Vorjahr in Prozent

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Jahresdurchschnitte von Juli bis Juni 
Drittstaaten-Angehörige: inklusive Beschä�igte ohne Angabe zur Staatsangehörigkeit
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IW-Kurzbericht 59/2026
Fabian Semsarha, Gero Kunath, Lydia Malin: 
Internationale Fachkräfte dämpfen Beschäfti-
gungsrückgang in Ostdeutschland
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Erkältung, Beinbruch, Lebensmittelvergiftung – egal, 
aus welchem Grund ein Beschäftigter in Deutschland 
ausfällt, er hat für ein und dieselbe Erkrankung bis zu 
sechs Wochen Anrecht auf eine Fortzahlung des Lohns 
durch den Arbeitgeber. Fällt der Mitarbeiter beispielswei-
se nach einer Grippe anschließend wegen eines Rücken-
leidens aus, beginnt die Sechswochenfrist von Neuem.

Die Summen, die dabei jährlich zusammenkommen, 
sind enorm (Grafik):

Mit insgesamt 85,6 Milliarden Euro erreichte die 
Entgeltfortzahlung im vergangenen Jahr erneut einen 
Höchststand.

Der Betrag steigt seit Jahren immer weiter an und hat 
sich seit 2010 mehr als verdoppelt. Diese Entwicklung 
lässt sich auf mehrere Faktoren zurückführen. So steigen 
mit jeder Lohnerhöhung auch die Kosten der Entgeltfort-
zahlung. Zudem hat sich der Arbeitsmarkt hierzulande 
lange Zeit gut entwickelt. Mehr Beschäftigte bedeuten 
auch höhere Kosten – selbst dann, wenn die Krankheits-
tage pro Kopf gleich bleiben.

Allerdings stieg der Krankenstand in den vergangenen 
beiden Jahrzehnten in Deutschland ebenfalls sukzessive. 
Dazu können unterschiedliche Einflüsse beigetragen 
haben:

Dokumentation. Mit der elektronischen Erfassung 
der ärztlichen Atteste ab dem Jahr 2022 ist der Kranken- 
stand signifikant gestiegen. Ob gleichzeitig auch die 
betrieblichen Fehlzeiten zugenommen haben, ist bislang 
nicht abschließend geklärt.

Demografie. Bestimmte Krankheitsbilder – zum 
Beispiel Muskel- und Skeletterkrankungen – treten im 
fortgeschrittenen Erwerbsalter häufiger auf und die 
Rekonvaleszenz beansprucht mehr Zeit als etwa bei einer 
simplen Erkältung. Deshalb kann mit der demografisch 
bedingten Alterung der Belegschaften auch der Kranken- 
stand steigen.

Krankheitsbilder. Der Anteil der psychischen Erkran-
kungen hat in den vergangenen Jahren zugenommen. 

Die Kosten der Ausfälle

Entgeltfortzahlung. Wenn Arbeitnehmer erkranken, zahlen Arbeitgeber in 
Deutschland bis zu sechs Wochen weiter den Lohn. Die Kosten dafür steigen seit 
Jahren. Dazu trägt auch ein höherer Krankenstand bei.

Auch wenn der Anteil an allen Fällen kaum 5 Prozent 
ausmacht, entfallen darauf aufgrund der meist langwieri-
gen Genesung rund 13 Prozent aller Ausfalltage.

IW-Kurzbericht 57/2026 
Jochen Pimpertz: Entgeltfortzahlung bei Krankheit kostet
85,6 Milliarden Euro

Quellen: Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

2024: vorläufig
2025: geschätzt
Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitgeber einschließlich gesetzliche Unfallversicherung;
Entgeltfortzahlung ohne Mutterschutz

Entgeltfortzahlung: Stetig teurer 
So viele Milliarden Euro wendeten Arbeitgeber in Deutschland 
für die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall auf

Bruttoentgeltfortzahlung
Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitgeber

2010
2011
2012
2013
2014
2015
2016
2017
2018
2019
2020
2021
2022

36,9
40,5
45,5
49,6

56,8

60,6
58,2

66,2
64,2
64,5

52,1
52,7

73,0
2023 77,8
2024 81,2
2025 85,6

Insge-
samt

31,2 5,7
6,3

7,0
7,5

7,8
7,9

8,5
8,7

9,0
9,7
9,7
10,0

11,1
12,0

12,2
13,1

34,2
38,5

42,1
44,3
44,8

48,2
49,5

51,6
54,8
54,5
56,2

61,9
65,8

69,0
72,5
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Emissionsfrei unterwegs – der 
Umstieg auf elektrisch betriebene 
Fahrzeuge soll den Verkehrssektor 
klimafreundlicher machen. Aller-
dings ist der ökologische Fußab-
druck eines E-Autos nicht automa-
tisch gering – die Klimabilanz hängt 
neben dem Strommix, mit dem das 
Fahrzeug betrieben wird, zu großen 
Teilen auch davon ab, wie ressour-
cen- und klimaschonend die Auto-
herstellung – und insbesondere die 
der Batterie – ist. 

Betrachtet man das gesamte 
Produktionsverfahren von Elektro-
batterien der europäischen Auto- 
hersteller, verursacht dieses viele 
Emissionen. Hier fallen vor allem 
Prozesse ins Gewicht, die aufgrund 
des Mangels an nötigen Rohstoffen 
wie Lithium, Kobalt oder Nickel über-
wiegend außerhalb Europas stattfin-
den und mit hohem Energieeinsatz 
und langen Transportwegen verbun-
den sind. Beispielsweise wurden im 
Jahr 2025 rund drei Viertel aller 
Batteriezellen – das sind die kleins-
ten eigenständigen Einheiten einer 
Autobatterie – in asiatischen Ländern 
hergestellt.

Die Chance in 
alten Batterien

Kreislaufwirtschaft. Reine Elektroautos fahren ohne Abgase. Doch die 
Produktion der Batterien verursacht hohe Emissionen, zudem sind europäische 
Hersteller auf den Import kritischer Rohstoffe angewiesen. Abhilfe schaffen 
kann ein effizientes Recycling. 

Doch dieses Problem lässt sich 
lösen – der Schlüssel dafür ist ein 
effizientes Recycling. 

Je mehr zurückgewonnene 
Materialien die europäischen Her-
steller für ihre Batterieproduktion 
nutzen können, desto weniger sind 
sie auf den Import der Batteriezellen 
mit darin verbauten kritischen 
Primärrohstoffen angewiesen. 

Da laut Prognosen in Zukunft 
immer mehr Elektrofahrzeuge neu 
zugelassen werden, nimmt zeitlich 
verzögert auch die Menge an Altbat-
terien zu – und damit die der verfüg-
baren Sekundärrohstoffe. Wenn nun 
die Batterien am Ende ihrer Nut-
zungsdauer recycelt und die enthal-
tenen Rohstoffe erneut für die 
Batterieproduktion eingesetzt 
werden könnten, würde der europä- 
ische Verkehrssektor laut IW-Berech-
nungen große Emissionsmengen 
einsparen (Grafik):

Durch das Recycling der Batteri-
en von zwischen 2018 und 2045 
neu zugelassenen Elektrofahrzeu-
gen könnten in Europa bis 2050 
rund 200 Millionen Tonnen Kohlen-
dioxid eingespart werden.

Bis 2078 – das Jahr, bis zu dem 
die Batterie eines 2045 zugelassenen 
E-Autos maximal halten dürfte – 
summiert sich das Einsparpotenzial 
auf fast 385 Millionen Tonnen CO2. 
Das entspricht gut 80 Prozent der 
Emissionen des gesamten Verkehrs-
sektors der EU im vergangenen Jahr.

Ob diese Werte Wirklichkeit 
werden, hängt von mehreren 
Faktoren ab. So müssen ausgediente 
Batterien systematisch erfasst und 
Rohstoffe als hochwertige Rezyklate 
in die Batterieproduktion zurückfin-
den. Die Rahmenbedingungen dafür 
hat die EU mit ihrer Batterieverord-
nung gesetzt – ab 2031 müssen neue 
Fahrzeugbatterien mindestens 
16 Prozent recyceltes Kobalt sowie 
jeweils 6 Prozent recyceltes Lithium 
und Nickel enthalten; die vorge-
schriebenen Rückgewinnungsquoten 
für zentrale Batterierohstoffe steigen 
in Zukunft schrittweise an. 

Darüber hinaus sieht die Verord-
nung einen digitalen Batteriepass 
vor. Dieser soll ab 2027 Informatio-
nen zur Herkunft der Rohstoffe, zum 
CO₂-Fußabdruck, zur Materialzusam-
mensetzung und zur Recyclingfähig-
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keit bereitstellen und erleichtert 
damit die Rückführung von Batterien 
am Ende ihres Lebenszyklus in den 
europäischen Wertstoffkreislauf.

Die regulatorischen Grundlagen 
sind damit weitgehend gesetzt. 
Entscheidend ist nun die Umsetzung 
der Mitgliedsstaaten: Mit Blick auf die 
wohl ab Mitte der 2030er Jahre stark 
zunehmende Zahl an Altbatterien 
sollten sie den Aufbau von industriel-
len Recyclingkapazitäten zügig in 
Angriff nehmen. 

In Deutschland bietet ein 
solcher Ausbau der nötigen Infra-
struktur eine große Chance, neue 

industrielle Wertschöpfung zu 
generieren. 

Mit starken Branchen wie der 
Chemieindustrie und dem Maschi-
nenbau sowie der bereits vorhande-
nen Recyclingkompetenz verfügt die 
Bundesrepublik über gute Vorausset-
zungen, eine führende Rolle im 
europäischen Batteriekreislauf 
einzunehmen. 

Deswegen sollten Bund und 
Länder alles dafür tun, die Standort-
bedingungen hierzulande zu verbes-
sern. Dazu gehören wettbewerbs- 
fähige Energiekosten sowie verläss- 
liche Rahmenbedingungen für die 

Finanzierung neuer Recyclingverfah-
ren. EU-weit sollten ausgediente 
E-Fahrzeuge zudem dem europä- 
ischen Kreislauf möglichst nicht 
durch Exporte verloren gehen. Dafür 
braucht es klare und kontrollierbare 
Kriterien, wann ein E-Auto noch als 
exportfähiges Gebrauchtfahrzeug 
und wann als Altfahrzeug gilt. 
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Emissionen sparen dank Batterierecycling 
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Annahmen: mittlere Batterielebensdauer von 14 und maximale Lebensdauer von 33 Jahren,
Sammelquote von 90 Prozent, Recyclinge�izienz von 70 Prozent,
CO2-Minderung gegenüber der Primärproduktion von 50 Prozent
Europa: europäische OECD-Länder      

 199,6 

Im Zeitraum 2018 bis 2078

 384,8 
Im Zeitraum 2018 bis 2050

Zum Vergleich: CO2-Emissionen
des Verkehrssektors in der EU 2025

So viele Millionen Tonnen CO2 könnten durch das Recycling der Batterien von zwischen 
2018 und 2045 neu zugelassenen Elektrofahrzeugen in Europa eingespart werden

 479,0 

IW-Kurzbericht 55/2026
Sarah Lichtenthäler, Cornelius Bähr: Batte-
rierecycling – Klimaschutz beginnt bei den 
Rohstoffen
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der 16- bis 74-jährigen Internetnutzer 
in der EU hatten im Jahr 2025 ein 
bezahltes Streaming-Abo für Filme, 
Serien oder Sportberichterstattung – 
kein anderes Streaming-Angebot 
war beliebter. Immerhin 23 Prozent 
der Onliner unter den EU-Bürgern 
holten sich ihre Lieblingsmusik per 
Abonnement aus dem Netz, während 
nur gut 7 Prozent auf diesem Weg auf 
Nachrichtenseiten, Zeitungen und 
Magazine zugriffen. Rund 6 Prozent 
gönnten sich ein Streaming-Abo für 
Spiele.
Je nach EU-Land nutzen die Men-
schen die Streaming-Angebote für 
Filme, Serien oder Sportübertragun-
gen allerdings in sehr unterschied-
lichem Maße. Am meisten können 
sich hierfür die Iren begeistern – fast 
64 Prozent der Internetuser auf der 
Grünen Insel hatten 2025 ein solches 
Abo abgeschlossen. In Dänemark 
lag der Anteil bei rund 61 Prozent, 
in den Niederlanden betrug er gut 
59 Prozent. Deutschland rangierte 
mit etwas mehr als 39 Prozent im 
oberen Mittelfeld. Von den Internet- 
nutzern in Bulgarien holten sich 
zuletzt dagegen nur gut 9 Prozent 
Blockbuster oder Fußballspiele per 
Streaming-Abo ins Haus.

Mit fast 1,5 Milliarden Menschen ist Indien das bevölkerungsreichste Land der 
Welt – und wird es auch bleiben: Eine Vorausberechnung der Vereinten Natio-
nen geht davon aus, dass es im Jahr 2050 annähernd 1,7 Milliarden Inder 
geben wird. In China dagegen dürfte die Population bis zu diesem Zeitpunkt 
um gut 100 Millionen auf knapp 1,3 Milliarden Menschen sinken. Im Jahr 
1950 sah das Ranking noch anders aus: Damals lag China mit 544 Millionen 
Einwohnern vor Indien, das 346 Millionen Menschen zählte. Zu den zehn 
bevölkerungsreichsten Staaten gehörte vor 75 Jahren übrigens auch 
Deutschland: Mit knapp 70 Millionen Einwohnern landete die Bundesrepu- 
blik 1950 im Ranking auf Platz sechs, heute belegt sie mit rund 84 Millionen 
Menschen Platz 19.

Top-Liste: 
Bevölkerungsreichste Staaten

Zahl der Woche

Wo leben die meisten Menschen?

Quelle: Vereinte Nationen
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Indien
China
USA
Indonesien
Pakistan
Nigeria
Brasilien
Bangladesch
Russland
Äthiopien

  347,3
  258,7
  255,2

  237,5
  212,8

  175,7
  144,0
  135,5

1.463,9
1.416,1

Die zehn bevölkerungsreichsten Länder im Jahr 2025, in Millionen

32,7 

Prozent


